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1.  Textliche Festsetzungen gemäß § 9 BauGB 
 
1.1  Sondergebiete (SO)- Technologiepark -  
 
1.1.1  Es sind technologieorientierte Betriebe zuläs-

sig, die auf Kooperation mit Hochschulen oder 
sonstigen Forschungseinrichtungen zielen (§ 11 
(2) BauNVO). 
 
Zulässig sind Büros, Praxen, Forschungs- und 
Entwicklungslabore, Produktionseinrichtungen 
und Lagergebäude (technologieorientiertes 
Gewerbe). 

 
1.1.2  Die Höhe der Oberkante der Erdgeschoss - 

Fußböden wird auf max. 1,0 m festgesetzt. 
 
1.1.3  Bei Einhaltung der Geschossflächenzahl kann 

ausnahmsweise eine Grundflächenzahl von 
max. 0,6 zugelassen werden, wenn ein Aus-
gleich für die zusätzlich versiegelten Flächen 
durch eine entsprechende Begrünung erfolgt. 
Für jeden Quadratmeter, der über die festge-
setzte Grundflächenzahl hinausgeht, ist 1 qm 
als intensiv begrünte Dachfläche zu erstellen. 
Falls der Dachbereich als Ausgleichsfläche 
nicht ausreichend ist, müssen je qm des 
verbleibenden auszugleichenden Anteils 2 qm 
Fassadenbegrünung erstellt werden (§ 31 (1) 
BauGB). 

 
1.1.4  Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen sind 

nur innerhalb der überbaubaren Fläche zulässig 
(§ 23 (5) BauNVO). 

 
1.2  Sondergebiet (SO) - Sport - 
 
1.2.1  Zulässig sind Eissport-, Rollsport- und Badmin-

tonhallen einschließlich der Nebeneinrichtun-
gen, die für den wirtschaftlichen Betrieb erfor-
derlich sind (§ 11 (2) BauNVO). 

 
1.2.2  Sondergebiet (SO) Sport und Gastronomie 

Zulässig sind Sportanlagen und Gastronomie-
einrichtungen (§ 11 (2) BauNVO). 

 
1.2.3 Sondergebiet (SO) Sport und Büro 

Zulässig sind Sportanlagen, Büros und Ver-
waltungseinrichtungen. Im Erdgeschoss sind 
ausnahmsweise Cafés zulässig, wenn die Nut-
zung – bezogen auf das Gesamtobjekt – ein-
deutig untergeordnet ist (§ 11 (2) BauNVO). 

 
1.3  Kerngebiete (MK) 
 
1.3.1  Einzelhandelsbetriebe sind nur zulässig, wenn 

sie nicht großflächig (� 1200 qm Geschossflä-
che) sind und keine Nah- und Grundversor-
gungssortimente gemäß Münsteraner Sorti-
mentsliste (vgl. Pkt. 3.7) führen (§ 1 (5) u. (6) 
BauNVO). 

 
1.3.2  Vergnügungsstätten gemäß § 7 (2) 2 BauNVO 

und Tankstellen gemäß § 7 (3) 1 BauNVO sind 
unzulässig (§ 1 (5) und (6) BauNVO). 

 
1.4  allgemeines Wohngebiet (WA) 

 
1.4.1  Die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen ge-

mäß § 4 (3) BauNVO sind unzulässig (§ 1 (6) 
BauNVO). 

 
1.4.2  Pro Hauseinheit sind nicht mehr als 2 Wohnun-

gen zulässig (§ 9 (1) 6 BauGB). 
 
1.4.3  Außerhalb überbaubarer Grundstücksflächen 

sind Anbauten sowie Nebenanlagen bis max. 
7,5 qm zulässig. Ein Abstand von mind. 1,50 m 
zu öffentlichen Verkehrsflächen muss ein-
gehalten werden (§ 23 (3) und (5) BauNVO). 

 
1.5  Weitere textliche Festsetzungen gemäß § 9 

BauGB 
 
1.5.1 Stellplätze und Garagen sind in den Baugebie-

ten nur für den durch die zugelassene Nutzung 
verursachten Bedarf zulässig (§ 12 (6) BauN-
VO). 

 
1.5.2  Ist eine Baulinie festgesetzt, so ist sie in allen 

Vollgeschossen einzuhalten. 
 
 Ausnahmsweise kann ein Zurücktreten von Ge-

bäudeteilen auf einer Länge von max. 20 % der 
durch das Vorhaben an der Baulinie entstehen-
den Gebäudefront zugelassen werden, sofern 
es aus betrieblichen Gründen erforderlich ist (§ 
31 (1) BauGB). 

 
1.5.3 Bei der Berechnung der Grund- und Geschoss-

flächenzahl sind Flächenanteile von Gemein-
schaftsstellplatzanlagen, die außerhalb des 
Baugrundstücks liegen, der Grundstücksfläche 
hinzuzurechnen (§ 21a (2) und (5) BauNVO). 

 
1.5.4 Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen Ge-

schossen als Vollgeschossen einschließlich der 
zu ihnen gehörenden Treppenräume und Um-
fassungswände werden nicht auf die Ge-
schossfläche angerechnet (§ 20 (3) BauNVO). 

 
1.5.5 Das Überschreiten der max. Traufhöhe in den 

SO- und MK-Gebieten durch notwendige Auf-
bauten der Aufzugsanlagen sowie durch Anla-
gen zur Solarenergienutzung um max. 3,0 m ist 
ausnahmsweise zulässig (§ 31 (1) BauGB). 

 
1.5.6 Bezugspunkt für die Höhenangaben ist die O-

berkante der fertiggestellten Straße (Fahrbahn), 
gemessen in der Mitte der jeweiligen Fassaden-
länge. Die Traufhöhe ist definiert als der äußere 
Schnittpunkt zwischen aufsteigendem Mauer-
werk und Dachhaut (§ 18 (1) BauNVO). 

 
1.5.7 An den festgesetzten Baulinien / Baugrenzen 

müssen bei Errichtung, Erweiterung, Änderung 
oder Nutzungsänderung von Gebäuden in den 
nicht nur zum vorübergehenden Aufenthalt von 
Menschen vorgesehenen Räumen die Anforde-
rungen an das resultierende Schalldämm-Maß 
gemäß den ermittelten und ausgewiesenen 
Lärmpegelbereichen nach DIN 4109 erfüllt wer-
den (§ 9 (1) 24 BauGB). 
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 Die ausgewiesenen Lärmpegelbereiche für die 
gekennzeichneten Baulinien/-grenzen gelten 
bis zu einem Abstand von 5,0 m. Das Über-
schreiten der Abstände bei Errichtung, Erweite-
rung oder Änderung von Gebäuden ist zulässig, 
wenn eine detaillierte schalltechnische Unter-
suchung vorliegt (§ 31 (1) BauGB). 

 
1.5.8 Die Pflanzgebotsflächen sind dauerhaft zu be-

grünen und mit standortgerechten Laubgehöl-
zen zu bepflanzen (§ 9 (1) 25 a BauGB). Rasen 
und Bodendecker sind zulässig. Ausgenommen 
hiervon sind notwendige Zuwegungen von max. 
3,0 m und Zufahrten von max. 5,0 m Breite. 

 
1.5.9 Innerhalb ebenerdiger Stellplatzanlagen ist je 

angefangene 6 Stellplätze ein hochstämmiger, 
großkroniger Laubbaum zu pflanzen und dau-
erhaft zu erhalten. Die Baumstandorte sind aus 
klimaökologischen Gründen so anzuordnen, 
dass die Baumkronen die Stellplatzflächen be-
schatten. Je Baum ist eine Vegetationsfläche 
von mind. 6 qm vorzusehen (§ 9 (1) 25a 
BauGB). 

 
1.5.10 Geschlossene Fassaden ab einer Breite von 

8,0 m sind durch Rank-, Schling- oder Kletter-
pflanzen zu begrünen (§ 9 (1) 25 a BauGB). 

 
1.5.11  Die in diesem Bebauungsplan nach § 9 (1) 15 i. 

V. m. § 9 (1) 20 BauGB festgesetzten Flächen 
übernehmen Ausgleichsfunktion und werden al-
len Grundstücksflächen, auf denen Eingriffe 
aufgrund der Bebauungsplanfestsetzungen zu 
erwarten sind, gemäß § 8a (1) BNatSchG zu-
geordnet, wobei 78,5 % den Eingriffen aus der 
Bebauung und 21,5 % den Eingriffen aus den 
öffentlichen Verkehrsflächen zugeordnet sind. 

 
 
2.  Textliche Festsetzungen gemäß § 86 BauO 

NRW 
 
2.1 Grundstückseinfriedigungen sind im Bereich zwi-

schen Straßenbegrenzungslinie und der festge-
setzten Baulinie unzulässig. In den übrigen Be-
reichen sind Sicherheitszäune bis 1,80 m Höhe 
über Gelände und nur in einem Abstand von 
mind. 2,0 m von der Straßenbegrenzungslinie 
sowie zwischen privaten Grundstücken auf der 
Grenze - außerhalb der GFL-Flächen - zulässig. 
Im allgemeinen Wohngebiet sind Einfriedigungen 
nur als Hecken oder Hecken i. V. m. Maschen-
drahtzäunen bis zu einer Höhe von maximal 1,2 
m zulässig. Sichtschutzeinrichtungen bis zu einer 
Tiefe von 3,0 m und einer Höhe von 2,0 m sind 
an Wohnterrassen zulässig. 

 
2.2 In den Sondergebieten und in den Kerngebieten 

sind Außenwände, die zu öffentlichen Verkehrs-
flächen bzw. zur Austermannstraße gerichtet 
sind, nur in Betonstein, Kalksandstein oder glat-
tem Putz mit weißem bis hellgrauem Farbton 
auszuführen. Materialkombinationen mit Stahl 
und Glas sind zulässig. 

 

 Im allgemeinen Wohngebiet sind je Hausgruppe 
nur einheitliche Fassadenmaterialien, Dachfor-
men und Dachneigungen zulässig. 

 
 Für einzelne Teilflächen, z. B. zur Solarenergie-

nutzung, zur Dachbegrünung und für Wintergär-
ten, sind Ausnahmen zulässig. 

 
2.3 Überdachungen von Einstellplätzen sind als Holz-

konstruktion in naturbelassener bis mittelbrauner 
Farbgebung ohne sichtbare Neigung herzustel-
len. Dabei darf die Höhe der Konstruktion das 
Maß von 2,60 m über Geländeoberkante nicht 
überschreiten. 

 
2.4 Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leis-

tung zulässig. 
 

An Gebäuden sind Werbeanlagen parallel zur 
Fassade bis zu einer Höhe von max. 1,00 m Hö-
he und einer Länge von max. 5,00 m zulässig. 
 
Ausleger dürfen nicht mehr als 1,00 m vor die 
Gebäudefront vortreten. Die Oberkante von Aus-
legern darf die Unterkante der Fenster des 2. 
Obergeschosses nicht überschreiten. 
 
Freistehende Werbeanlagen sind nur innerhalb 
der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
Ausnahmen können für die einheitlich gestaltete, 
in Sammelanlagen zusammengefasste Hinweis-
schilder gestattet werden. 
 
Werbeanlagen oberhalb der Traufe, an Schorn-
steinen und anderen hochragenden Bauteilen, 
sowie Werbeanlagen in beweglicher, veränderli-
cher oder reflektierender Form sind unzulässig. 
 
Ausnahmen hinsichtlich der Größenvorschriften 
von Werbeanlagen, die an Gebäuden angebracht 
werden sollen, können gestattet werden, wenn 
ansonsten ein offensichtliches Missverhältnis 
zwischen der Größe der Werbeanlage und der 
zugeordneten Wand- und Fassadenfläche ent-
stehen würde. Dabei darf die Gesamtfläche der 
einer Gebäudeseite zuzuordnenden Werbeanla-
gen max. 10 % der jeweiligen Wand- und Fassa-
denfläche betragen. Die Höhe jeder einzelnen 
Werbeanlage darf hierbei jedoch 2,00 m, die 
Breite 8,00 m (oder 16 qm) nicht überschreiten. 

 
 
3.  Hinweise 
 
3.1 Der im südwestlichen SO-Gebiet dargestellte 

Erdwall ist mit einer Höhe von 1,5 m über Ge-
lände aufzuschütten. 

 
3.2 Für Teile des Geltungsbereiches kann ein Kampf-

mittelvorkommen nicht völlig ausgeschlossen 
werden. Die Durchführung aller bodeneingreifen-
den Baumaßnahmen sollte daher mit der gebote-
nen Sorgfalt erfolgen. 

 
3.3 Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler 

(kulturgeschichtliche Bodenfunde, d. h. Mauer-
werk, Einzelfunde aber auch Veränderungen und 
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Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaf-
fenheit) entdeckt werden. Die Entdeckung von 
Bodendenkmalen ist unverzüglich der Stadt 
Münster / Städtische Denkmalbehörde oder dem 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe, Westf. 
Museum für Archäologie / Amt für Bodendenk-
malpflege, Münster anzuzeigen (§ 15 DSchG). 
Die Fundstelle ist unverändert zu erhalten (§ 16 
DSchG). 

 
3.4 Die „Ortssatzung über die Entwässerung der 

Grundstücke und den Anschluss an die gemeind-
liche Abwasseranlage in der Stadt Münster“ 
(Entwässerungssatzung) vom 16.12.1999 ist zu 
beachten. 

 
 Besonders hingewiesen wird auf das Einleitungs-

verbot von Drainage- und Grundwasser. 
 
3.5 Die Baugrundstücksflächen in den MK-Gebieten 

und in den SO-Gebieten erhalten keinen An-
schluss an die Regenwasserkanalisation. Zur 
Regenwasserentsorgung dieser Grundstücke 
wird durch das städtische Tiefbauamt auf den mit 
GFL-E belasteten Flächen eine grundstücks-
übergreifende Entwässerungsmulde angelegt. 
Die private Nutzung dieser Flächen wird durch 
folgende Auflagen eingeschränkt: 

 
 - es dürfen keine Zäune oder sonstige bauliche 

Anlagen errichtet werden 
 - es dürfen keine Bäume, Büsche oder Sträu-

cher angepflanzt werden 
 - es sind alle sonstigen Maßnahmen oder 

Handlungen zu unterlassen, die die Funkti-
onsfähigkeit der Entwässerungsmulde beein-
trächtigen könnten (z. B. Anlage von Kom-
posthaufen, Ablagerung von Rasen- und 
Baumschnitt). 

 
 Die Baugrundstücksflächen in den MK-Gebieten 

und in den SO-Gebieten, die nicht an die Mulden-
Rigolen-Systeme angeschlossen werden können, 
erhalten ihre Regenwasserentsorgung über die 
vorhandene Regenwasserkanalisation. 

 
3.6 Im Bereich der als „Allgemeine Wohngebiete“ 

festgesetzten Baugrundstücke im Südwesten des 
Plangebietes muss zeitweilig mit Immissionen 
aus der angrenzenden landwirtschaftlichen Nut-
zung gerechnet werden. 

 
3.7 Einzelhandelskonzept Münster 

- Münsteraner Sortimentsliste - (Auszug): 
 
Nah- /Grundversorgung: 
- Blumen (Schnittblumen, Topfpflanzen) 
- Drogerie- /Parfümartikel 
- Getränke 
- Kosmetische Artikel 
- Nahrungs- und Genussmittel 
- Pharmazeutische Artikel 
- Tabakwaren 
- Tierfutter / Tierpflegeartikel 
- Zeitschriften, Zeitungen 


